Anlage 1

Name
Ort, Datum

Adresse 

Persönliche Übergabe
Verleihfirma XY

Anschrift

Geltendmachung von gleicher Vergütung

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit mache ich meinen Anspruch auf Entgeltzahlung für die Monate von ..... bis ...... in Höhe von

....... € brutto nebst Zinsen i. H. v. 5%-Punkten über den Basiszinssatz 

ab jeweiliger Entgeltfälligkeit zum Monatsende

geltend.

Der Anspruch ergibt sich der Höhe nach aus der beiliegenden Berechnung für die Differenz zwischen dem von Ihnen gezahlten Entgelt und dem maßgeblichen Entgelt im Entleihbetrieb.

Zur Richtigkeit der Höhe meiner Forderung berufe ich mich auf…..

Dem Grunde nach ergibt er sich daraus, dass in meinem Arbeitsvertrag in Ziff. ...  auf die von der CGZP abgeschlossenen Tarifverträge verwiesen wird. Diese Tarifverträge sind jedoch unwirksam, da das BAG am 14.12.2010 bekanntlich entschieden hat, dass die CGZP nicht tariffähig ist.

Somit kommt der sog. Equal Pay Grundsatz gem. § 9 Ziff. 2 AÜG zum Tragen, wonach mir das Entgelt eines vergleichbaren Arbeitnehmers im Entleihbetrieb, hier der Fa. .....,  zusteht.

Ich erwarte die umgehende Zahlung des obigen Betrages nebst 5%-Punkte über dem Basiszinssatz seit Fälligkeit.. Sollte ich den Betrag bis zum .......  nicht erhalten haben, behalte ich mir gerichtliche Schritte vor. 

Mit freundlichen Grüßen

Unterschrift

Anlage 2
Beispiel für die Entgeltberechnung bei Equal Pay

Für:   Name, Adresse

Monat: ...........

	01
	Eingruppierungsanspruch in Entgeltgruppe xy (Equal Pay)
	
	EG xy

	
	
	
	

	02
	Geleistete Arbeitsstunden

(ohne Mehrarbeitsstunden)
	
	160
	Stunden

	
	
	
	

	03
	Bezahlte Ausfallzeit

(z.B. Urlaub, Krankheit,

s. Erläuterung i. d. Anlage, Achtung nicht Kurzarbeitsstunden!)
	
	14
	Stunden

	
	
	
	

	
	
	Bezahlt wurden
	Zu bezahlen sind

	
	
	

	04
	Zu bezahlenden Gesamtstunden

Pos. (2) + (3)
	
	
	 174,00
	Stunden

	
	
	
	

	05
	Grundlohn je Stunde
	11 €
	
	14 €

	
	
	
	

	06
	Leistungszulage

oder / und
	2 €
	
	2 €

	
	
	
	

	7a
	Akkord

oder / und
	0 €
	
	0 €

	
	
	
	

	7b
	Prämie
	0 €
	
	0 €

	
	
	
	

	08
	Erschwernis-/

Belastungszuschläge
	0 €
	
	0 €

	
	
	
	

	09
	Andere Lohnbestandteile
	0 €
	
	                         1,25 €

	
	
	
	

	10
	Brutto – Stundenlohn

Pos. (5) + (6) + (7a + 7b) + (8) + (9)
	  13,00 €
	
	  17,25 €

	
	
	
	

	11
	Gesamtstunden x Bruttostundenlohn

Pos. (4) x (10)
	 2.262,00 €
	
	3.001,50 €

	
	
	
	

	12
	Differenzbetrag

Pos. (11) rechte Spalte – Pos. (11) linke Spalte
	
	739,50 €

	
	
	

	13
	Differenzbetrag aus Zuschlägen für Mehr-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit (Übertrag aus Pos. (9) des Beiblattes „Geltendmachung Zuschläge“
	
	0 €

	
	
	

	14
	Gesamt – Brutto – Nachzahlung Pos. (12) + Pos. (13)
	
	739,50 €

	
	
	

	15
	Zuzüglich 5%-Punkte  über dem Basiszinssatz nach

§1 DiskontüberleitungsG seit dem 1.6.2009
	


	Datum: 
	
	Unterschrift:
	













Anlage 3

Muster eines Auskunftsverlangens nach § 13 AÜG
Name                                                                                                       Ort, Datum

Anschrift

An die

Geschäftsführung

Firma, Anschrift

Auskunftsanspruch gemäß § 13 AÜG
Unser Mitglied ……………………………..
Sehr geehrte Damen und Herren,

unter Vollmachtsvorlage zeigen wir an, dass wir  …………..Herr/Frau vertreten.

Herr/Frau ……………… war vom …. bis …………...in Ihrem Betrieb als Leiharbeitnehmer/in eingesetzt.

Das von Ihnen beauftragte Leiharbeitsunternehmen …………….. hat in den Arbeitsverträgen mit dem bei Ihnen eingesetzten Beschäftigten auf die zwischen dem Arbeitgeberverband AMP und der „Tarifgemeinschaft Christlicher Gewerkschaften für Zeitarbeit und Personalserviceagenturen (CGZP)“ abgeschlossenen Tarifverträge Bezug genommen.

Mit Urteil vom 14.12.2010 hat das Bundesarbeitsgericht festgestellt, dass die CGZP rechtlich nicht befugt war Tarifverträge abzuschließen.

Hieraus ergibt sich, dass das von Ihnen beauftragte Leiharbeitsunternehmen verpflichtet ist, Herrn/Frau …………… für die Zeitdauer des Einsatzes in Ihrem Betrieb die Differenz zwischen der gezahlten niedrigen Leiharbeitsvergütung und der in Ihrem Betrieb üblichen Vergütung für vergleichbare Beschäftigte nach dem sog. Equal Pay Grundsatz nachzahlen muss.


Gemäß § 13 AÜG sind Sie verpflichtet, unserem Mitglied die vergleichbare Vergütung in Ihrem Betrieb mitzuteilen.

Folgende Informationen benötigen wir von Ihnen:


· Tätigkeit des vergleichbaren Beschäftigten

· Tarifbindung und ggf. Tarifgruppe

· Vergütung pro Arbeitsstunde

· Zulagen bei Arbeitszeitmodell von Herrn/Frau………

· zusätzliches Urlaubsgeld

· Weihnachtsgeld (Sonderzahlung)

· Sonstige Vergütungsansprüche

Wir müssen Sie bitten, uns diese Informationen vollständig und wahrheitsgemäß bis zum

………………………………………………………………

zukommen zu lassen.


Die Verpflichtung zur Auskunftserteilung ergibt sich aus § 13 AÜG. Höchstvorsorglich müssen wir Sie darauf aufmerksam machen, dass bei fehlerhafter oder verspäteter Auskunftserteilung Schadensersatzansprüche entstehen können.

Bei nicht fristgerechter Erledigung müssten wir zudem ggf. Auskunftsklage beim Arbeitsgericht einreichen. 

Wir gehen allerdings davon aus, dass Sie Ihren Auskunftsverpflichtungen frist- und ordnungsgemäß nachkommen werden. Für die Rückantwort können Sie das beigefügte Formblatt verwenden.

Wir möchten Sie ergänzend darauf hinweisen, dass wir gem. § 28 e Abs. 2 SGB IV bei der Krankenkasse als Einzugsstelle für die Gesamtsozialversicherungsbeiträge die entsprechende rückwirkende Einziehung der Sozialversicherungsbeiträge für den Beschäftigungszeitraum in Ihrem Unternehmen beantragen können.

Sofern die Einziehung bei dem Leiharbeitsunternehmen z. B. wegen Insolvenz nicht möglich sein sollte, müssten die Beiträge nach der gesetzlichen Regelung ggf. bei Ihnen eingezogen werden. Die zuständige Krankenkasse wird sich ggf. in diesem Fall direkt mit Ihnen in Verbindung setzen.

Mit freundlichen Grüßen

Unterschrift












Anlage 4

Absender:

………………………………………

………………………………………

……………………………………...

An IG Metall

Verwaltungsstelle / Ort

…………………………………………

………………………………………...

Vergleichsentgelt für die Tätigkeit von Herrn/Frau …………………..

Hiermit teilen wir Ihnen zur Erfüllung unseres Auskunftsanspruches gem. § 13 AÜG mit, welche vergleichbaren wesentlichen Arbeitsbedingungen einem Beschäftigten unseres Betriebes arbeitsvertraglich üblicherweise zugesagt würden bzw. werden.

· Tätigkeit des vergleichbaren Beschäftigten: ……………………………………..

· Tarifbindung (bitte ggf. Angabe des anwendbaren Tarifvertrages): …………….
…………………………………………………………………………………………..

· Tarifgruppe: ……………………………………………………………………………

· Vergütung pro Arbeitsstunde: ………………………………………………………..

· Zulagen bei Arbeitszeitmodell von Herrn/Frau………………………………….….

· Zusätzliches Urlaubsgeld:……………………………………………………………..

· Weihnachtsgeld o. ä.: ………………………………………………………………….

· Sonstige Vergütungsansprüche: ………………………………………………….…

Bei Rückfragen können Sie sich an Herrn/Frau  ………………………………………….
(Tel. ………………) wenden.

………………………………………


……………………………………
Datum







Unterschrift)
